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V E R A N S T A L T U N G S B E I T R A G  

 

Wiederwahlen in Lateinamerika 

KONGRESS IM KOOPERATON MIT DEM IBEROAMERIKANISCHEN INSTITUT FÜR 

VERFASSUNGSRECHT UND DER  UNIVERSITÄT EXTERNADO, BOGOTÁ, KOLUM-

BIEN 13. BIS 15. APRIL 2011

Vom 13. bis 15. April 2011 vereinte das 

Rechtsstaatsprogramm Lateinamerika der 

Konrad-Adenauer-Stiftung gemeinsam mit 

dem Iberoamerikanischen Institut für 

Verfassungsrecht und der Universität Ex-

ternado in Bogotá, Kolumbien, namhafte 

Verfassungsrechtler aus ganz Lateiname-

rika und den USA, um das auf dem Konti-

nent seit der Unabhängigkeit ständig wie-

derkehrende Problem der Wiederwahl von 

Staatspräsidenten zu erörtern. 

Der Kongress wurde von Jorge Carpizo 

(Präsident des Instituto Iberoamericano de 

Derecho Constitucional und Forscher am 

Instituto de Investigaciones Jurídicas der 

UNAM in Mexiko), Juan Carlos Henao (Präsi-

dent des kolumbianischen Verfassungsge-

richts), Fernando Hinestrosa (Rektor der 

Universität Externado de Colombia) und 

Christian Steiner (Leiter des KAS Rechts-

staatsprogramms Lateinamerika) eröffnet. 

Nach einem vergleichenden Einführungsre-

ferat von Daniel Zovatto (Argentinien) refe-

rierten Experten aus den USA und der 

Mehrzahl der lateinamerikanischen Staaten 

zu Historie, Regelung und aktuellem 

Sachstand der präsidialen Wiederwahlen. 

Aus den USA berichtete Tony M. Fine, über 

die nun schon Jahrzehnte andauernde Tra-

dition eines absoluten Wiederwahlverbots 

Mexikos Jorge Carpizo; zur besonderen Si-

tuation Kubas und Haitis berichtete der Ko-

lumbianer Augusto Hernández, während 

Eduardo Jorge Prats wortgewandt die dras-

tischen Methoden beschrieb, mit denen di-

versen Präsidenten der Dominikanischen 

Republik, die ihr Mandat ausdehnen wollten, 

Einhalt geboten wurde. Aus Guatemala be-

richtete Jorge Mario García Laguardia, über 

Honduras der Mexikaner Imer B. Flores und 

aus El Salvador René Fortín Magaña. Zu den 

jüngeren Ereignissen in Costa Rica y Nica-

ragua referierte der Mexikaner Raúl Ávila 

Ortiz, aus Panama Salvador Sánchez Gonzá-

lez. Die Situation in Kolumbien beschrieben 

Julio Cesar Ortiz und Néstor Osuna; der im 

Exil lebende Verfassungsjurist Allan R. Bre-

wer Carías illustrierte einmal mehr, wie Hu-

go Chavez in Venezuela schrittweise den 

Rechtsstaat untergraben hat, auch um 

(s)eine uneingeschränkte Wiederwahl zu 

ermöglichen. Aus Ecuador informierte der 

Ex-Präsident des Interamerikanischen Ge-

richtshofs für Menschenrechte, Hernán Sal-

gado Pesantes, aus Peru Domingo García 

Belaunde, aus Brasilien Marcelo Figueiredo 

und schließlich aus Paraguay Jorge Silvero 

Salgueiro. 

In einigen Staaten Lateinamerikas mündet 

die Enttäuschung über die noch weithin 

spürbaren Defizite der jungen Demokratien 

in zunehmende politische Instabilität. Der 

Bedeutungsverlust politischer Parteien ist 

mancherorts dramatisch und geht einher 

mit der Rückwendung zu populistischen 

Führungsfiguren, denen ein Hang zur Perpe-

tuierung im Amt gemeinsam ist. 

Die Geschichte des Kontinents ist geprägt 

von einer notorischen Tendenz zu autoritä-

ren Regimen des linken und rechten Spekt-

rums, die – mal getragen vom Volkswillen, 

mal nicht – ihre Amtsperioden in die Länge 

zu ziehen neigen. Und dies, obwohl in der 

Verfassungsgeschichte praktisch aller Staa-

ten zahllose Versuche unternommen wur-

den, dem Machtmissbrauch in überlangen 
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Regierungszeiten eines Staatspräsidenten 

Einhalt zu gebieten. Aber die Vielfalt an Mo-

dellen der Amtszeitbegrenzung (keine Wie-

derwahl, einmalige Wiederwahl, unterbro-

chene Wiederwahl, unterschiedliche Dauer 

der Amtszeiten) erwiesen sich im entschei-

denden Moment bis in die jüngste Vergan-

genheit hinein immer wieder als ungeeignet, 

einem einflussreichen Präsidenten die Wie-

derwahl wirksam vorzuenthalten. Mit militä-

rischer oder populistischer Übermacht ge-

lang und gelingt es ihnen immer wieder, die 

verfassungsrechtlichen Verbote zu beseiti-

gen oder durch die „kreative“ Auslegung 

ihnen wohl gesonnener Gerichtshöfe zu um-

gehen. 

Das Thema hat in der jüngeren Geschichte 

wieder an Bedeutung gewonnen. Davon 

zeugen eine Reihe umstrittener Wiederwah-

len mit entsprechenden Verfassungsände-

rungen (Venezuela, Bolivien, Ecuador) oder 

Gerichtsurteilen, die eine Wiederwahl zulie-

ßen (Costa Rica, Nicaragua) bzw. verboten 

(Kolumbien). In den kommenden Jahren 

finden in Lateinamerika zahlreiche Präsi-

dentschaftswahlen statt, bei denen eine 

verfassungsrechtlich eigentlich verbotene 

erste oder zweite Wiederwahl zur Debatte 

steht. Zu beobachten ist – bezogen auf die 

Wiederwahlen des Staatspräsidenten, nicht 

etwa der Mitglieder der Legislative – ein 

Trend von einem den Wiederwahlen abge-

neigtem zu einem wiederwahlfreundlichen 

Kontinent (Daniel Zovatto). Heute ist die 

Wiederwahl des Staatspräsidenten in unter-

schiedlichen Modalitäten gestattet und nur 

in Guatemala, Honduras, Mexiko und Para-

guay absolut ausgeschlossen. Dabei präsen-

tiert sich das Venezuela von Hugo Chávez 

als El Dorado für den ambitionierten Präsi-

denten (keine Beschränkung), während 

Honduras die Wiederwahl nicht nur verfas-

sungsrechtlich kategorisch ausschließt, son-

dern dieses Verbot zusätzlich durch eine 

Ewigkeitsklausel geschützt und selbst den 

Vorschlag, dies zu ändern, mit Strafe und 

einem automatischen Amtsverlust bewährt 

hat. 

Eine medienwirksame Note erhält dieses 

Phänomen mancherorts noch durch eine 

verwandschaftliche bzw. dynastische Kom-

ponente. 

So bewirbt sich in Guatemala die Gattin des 

gegenwärtigen Präsidenten Álvaro Colom 

Caballeros um die Präsidentschaft; wegen 

des verfassungsrechtlichen Verbots der 

Kandidatur für Verwandte des Präsidenten, 

betreibt Sandra Julieta Torres Casanova die 

Scheidung von Álvaro Colom, „um das gua-

temaltekische Volk zu heiraten“. In Argenti-

nien beabsichtigten die Kirchners die Präsi-

dentschaft im ständigen Wechsel für mehre-

re Perioden in der Familie zu halten. In Peru 

hat es Keiko, die Tochter des wegen 

Verbrechens gegen die Menschlichkeit ver-

urteilten Ex-Präsidenten Fujimori, jüngst in 

die Stichwahl gegen Ollanta Humala ge-

schafft. 

Erstaunlich dünn ist vor diesem Hintergrund 

und der ständig wechselnden verfassungs-

rechtlichen Gestaltung die argumentative 

Durchdringung des Wiederwahlverbots. 

Das Verbot der Wiederwahl des Staatspräsi-

denten erscheint gleichsam als Zauberfor-

mel, als Garant für den republikanisch an-

gestrebten, ständigen Machtwechsel zwi-

schen den widerstreitenden politischen Kräf-

ten. Es hat diesen Zweck, mit wenigen Aus-

nahmen, aber nicht wirklich erfüllt. Mexiko, 

das mit seinem strikten Wiederwahlverbot 

seit vielen Jahrzehnten zwar augenschein-

lich nie in die Versuchung der Wiederwahl 

eines Staatspräsidenten kam, hatte bis 

2000 effektiv ein Einparteiensystem. In an-

deren Staaten wurde das Verbot just dann 

reformiert (manche würden sagen: ausge-

hebelt), wenn es am dringendsten ge-

braucht wurde (etwa in Venezuela). 

Sofern Reformen erfolgten, waren diese re-

gelmäßig hastig, inkohärent und konjunktu-

rell erzwungen, dienten also vor allem dem 

Zweck, dem gegenwärtigen Präsidenten 

entgegen dem früheren Konsens des Ver-

fassungsgebers doch die (erneute) Wieder-

wahl zu ermöglichen (Daniel Zovatto). 

So nahm auf dem Kongress ein beträchtli-

cher Teil der Ausführungen der geladenen 

Experten hatte die Beschreibung der – in 

Bezug auf die Verhinderung von Wieder-

wahlen – gescheiterten Verfassungsge-

schichte in den betroffenen Ländern ein. Dr. 
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Néstor Pedro Sagüés bezeichnete dies tref-

fend als „Gruppentherapie“. 

So stellt sich das Verbot präsidialer Wieder-

wahlen mehr als Gradmesser für die politi-

sche Verfassung des Kontinents, denn als 

wirksames Instrument zur Stabilisierung 

derselben dar. 

Die strukturellen Defizite politischer Parteien 

und ein „Hyperpräsidentialismus“ (Daniel 

Zovatto) in seiner lateinamerikanischen 

Ausprägung scheinen sich in weiten Teilen 

des Kontinents gegenseitig zu potenzieren: 

Die politischen Parteien lassen eine klare 

Programmatik und ideologische Linie ver-

missen und kämpfen auch deshalb mit einer 

beachtlichen Untreue ihrer Mandatsträger. 

Diese stellen ungesund häufig ihre persönli-

chen Interessen vor politische Überzeugun-

gen und die Loyalität zur Partei. Populistisch 

geneigte Präsidenten legen einen sehr di-

rekten Regierungsstil an den Tag und kön-

nen trotz der kurzsichtigen Gestaltung an 

sich überaus erforderlicher sozialer Projekte 

zur Armutsbekämpfung, gestützt von einer 

günstiger Konjunktur der Rohstoffpreise, 

ihren Rückhalt in breiten Bevölkerungsteilen 

ausbauen, obwohl ihre Politik eine wirt-

schaftliche und soziale Nachhaltigkeit ver-

missen lässt. Dabei bedienen sie sich nicht 

selten eines schamlosen Klientelismus. 

Gleichwohl gibt es auf dem Kontinent auch 

Beispiele für staatsmännische Selbstbe-

schränkung trotz überragender Zustim-

mungsraten in der Bevölkerung. So verzich-

teten etwa die Präsidenten Lula da Silva in 

Brasilien und Michel Bachelet in Chile auf 

eine erneute Kandidatur; in Kolumbien ak-

zeptierte respektierte Álvaro Uribe ohne Zö-

gern ein historisches Verfassungsgerichtsur-

teil, das die Durchführung eines Referen-

dums über die Verfassungsänderung unter-

sagte, mit der eine zweite Wiederwahl zuge-

lassen werden sollte. In den drei Ländern 

hatte stabilisierte diese Zurückhaltung De-

mokratie und Rechtsstaat. Im Falle Kolum-

biens bestand das besondere Verdienst des 

Verfassungsgerichts in der Entpersonalisie-

rung der Frage: Es ging nicht um das Ver-

dienst oder Versagen des amtierenden Prä-

sidenten, sondern, abgesehen von förmli-

chen Fragen, um die verfassungsrechtliche 

Verträglichkeit eines dritten konsekutiven 

Mandats mit demokratischen und rechts-

staatlichen Grundsätzen. Die institutionelle 

Stabilität und demokratische Stärke Kolum-

biens zeigten sich nicht nur in der unabhän-

gigen Entscheidung des angesehenen Ver-

fassungsgerichts, sondern gleichermaßen in 

der eindeutigen Akzeptanz des Richter-

spruchs durch den Präsidenten selbst eben-

so wie durch die Bevölkerung und dies trotz 

einer Zustimmungsrate zur Arbeit des Prä-

sidenten von rund 70%. 

Verfassungsänderungen zur Zulassung einer 

(erneuten) Wiederwahl wurden in der Regel 

durch Verfassungsreformen – mit oder ohne 

vorheriges bzw. anschließendes – Referen-

dum aber auch vermittels einer dahinge-

henden Interpretation des Verfassungstex-

tes vollzogen. 

Indes ist die gerichtliche Auseinanderset-

zung mit dem Wiederwahlverbot bislang je-

doch noch recht dünn. Angesichts der an-

stehenden Stresstests für die Wiederwahl-

regelung in den lateinamerikanischen Ver-

fassungen, erschien eine fundierte Ausei-

nandersetzung mit der Problematik ange-

zeigt, um eine argumentative Grundlage für 

die politischen und höchstgerichtlichen Ak-

teure in den fraglichen Staaten zu schaffen. 

Die Beiträge des Kongresses werden daher 

mit zwei einführenden vergleichenden Stu-

dien zeitnah in Kolumbien und Mexiko ver-

öffentlicht und auf dem Kontinent verbrei-

tet. 

In den letzten Jahren haben sich die Obers-

ten bzw. Verfassungsgerichte und -senate in 

Costa Rica, Nicaragua und Kolumbien mit 

dem Wiederwahlverbot beschäftigt. In Costa 

Rica und Nicaragua wurde das Wiederwahl-

verbot dabei aufgeweicht. Wenngleich sich 

die Urteile sowohl in Costa Rica als auch in 

Nicaragua auf Art. 23 der Amerikanischen 

Menschenrechtskonvention stützen (der po-

litische Rechte, u. a. das passive Wahlrecht 

schützt), waren im Falle Costa Ricas doch 

eher Verfahrensfehler bei der Einführung 

des Wiederwahlverbots ausschlaggebend. 

Der Oberste Gerichtshof Costa Rica setzte 

damit jedoch ein zweifelhaftes Präjudiz für 

die Entscheidung des Verfassungssenats des 

OG Nicaragua aus dem Jahr 2009, mit dem 
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in nicht vertretbarer Weise das Wiederwahl-

verbot schlichtweg unter Verweis auf den 

Verstoß gegen das passive Wahlrecht des 

Beschwerdeführers Daniela Ortega gestützt 

wurde. Dabei hatten der argentinische 

Oberste Gerichtshof (Urteil Partido Justicia-

lista de Santa Fe aus dem Jahr 1995) und 

der Interamerikanische Gerichtshof (Casta-

ñeda-Urteil aus dem Jahr 2008) zuvor über-

zeugend dargelegt, dass über die Hinde-

rungsgründe des Absatz 2 der Vorschrift 

hinaus Beschränkungen des passiven Wahl-

rechts aufgrund staatsorganisatorischer Er-

wägungen heraus (etwa Demokratie und 

Gewaltenteilung) möglich seien, auch dieses 

Grundrecht mithin nicht absolut gelte. 

Die Berufung auf das Demokratieprinzip 

ebenso wie auf das Diskriminierungsverbot 

bedarf jedoch einer präziseren Erörterung 

als dies gemeinhin geschieht, da beide 

Grundsätze sowohl gegen als auch für ein 

Wiederwahlverbot angeführt werden kön-

nen. Wenn einem amtierenden oder frühe-

ren Präsidenten nämlich die Wiederwahl 

verwehrt wird, beschneidet es sein passives 

Wahlrecht und das aktive Wahlrecht der 

Bürger, ihren bevorzugten Kandidaten zu 

wählen. Andererseits kann die Perpetuie-

rung im Amt ein und derselben Person mit-

telfristig zu einer Schwächung des für die 

Demokratie bedeutsamen Gleichgewichts 

zwischen widerstreitenden politischen Kräf-

ten führen. Ähnlich kann sich der an der 

Wiederwahl gehinderte Kandidat auf Gleich-

behandlung bei der Zulassung zur Wahl be-

rufen wie die übrigen Kandidaten ihre un-

gleichen Chancen rügen mögen, wenn sie 

gegen einen amtierenden Präsidenten an-

treten, der gleichsam den gesamten Staats-

apparat für seinen Wahlkampf zur Verfü-

gung hat. 

Die perfekte Regelung gibt es nicht. Der 

Verfassungsgeber hat zweifelsohne einen 

Beurteilungsspielraum, den er unter Beach-

tung von Grundrechten (Wahlrecht, Gleich-

heitssatz) sowie Verfassungsprinzipien 

(Demokratie, Gewaltenteilung) ausfüllen 

muss. 

Es kommt darauf an, das der Verfassungs-

geber unter Berücksichtigung dieser Vorga-

ben im demokratischen Rechtsstaat sowie 

der konkreten Befugnisse des Staatspräsi-

denten eine tragfähige Lösung findet, die 

dann auch von den politischen Kräften res-

pektiert und im Zweifel von der Verfas-

sungsgerichtsbarkeit verteidigt wird. Das 

Wiederwahlverbot kann nur Teil der Lösung 

sein, um in Lateinamerika stabile Demokra-

tien zu formen. 

 


